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INSERAT

Dass viele Unternehmen und Arbeitneh-
mer unter der Aufhebung der Franken-
Euro-Bindung leiden, hat Susanne Leu-
tenegger Oberholzer vorausgesehen:
«Ich wurde als Illusionistin abgestem-
pelt, aber jetzt zeigt sich, dass der 1.20-
Mindestkurs des Frankens zum Euro für
die Schweizer Wirtschaft ein Segen
war.» Die SP-Nationalrätin setzt deshalb
alles daran, dass die Schweizerische Na-
tionalbank (SNB) den Mindestkurs wie-
der einführt – am besten sogar bei 1.30.

Leutenegger kam gestern auf Einla-
dung der Gewerkschaftsbünde beider
Basel nach Liestal, um genau das zu pre-
digen. Neben den beiden Präsidenten
Andreas Giger (BL) und Toya Krummen-

acher (BS) gesellte sich auch Gigers Vor-
gänger, SP-Regierungskandidat Daniel
Münger, hinzu, wodurch aus der Veran-
staltung auch ein Wahlkampfvehikel
wurde. Und für Leutenegger ist klar:
«Daniel Münger sollte der neue Basel-
bieter Wirtschaftsdirektor werden.» Die-
ser betonte zwar, sich auf keine Direkti-
on festlegen zu wollen, doch nach der
Pressekonferenz stupste er Leutenegger
an: «Danke für den Werbespot.»

Damit ist auch klar, dass die Gewerk-
schafter nicht zufrieden sind, wie Wirt-
schaftsdirektor Thomas Weber von der
SVP mit den Folgen des starken Fran-
kens umgeht. Sie sehen ihn als Vertre-
ter der Bürgerlichen um Wirtschafts-
kammer-Direktor Christoph Buser, die
nun gleichzeitig nach Deregulierung,

aber auch nach mehr Wirtschaftsförde-
rung durch den Staat rufen. «Das ist ein
klarer Widerspruch», sagt Münger.

Weber stützt den SNB-Entscheid
Stattdessen fordern die Gewerk-

schaftsbünde Thomas Weber und sei-
nen Basler Kollegen Christoph Brut-
schin auf, sich bei der Volkswirtschafts-
direktorenkonferenz für die Wiederein-
führung des Mindestkurses einzusetzen.
Dass dies die beiden Basel nicht alleine
erreichen können, sei klar, aber: «Alle
Grenzregionen und Tourismusregionen
der Schweiz sind unter Druck. Weber
wäre sicher nicht alleine», sagt Münger.

Leutenegger erwartet zudem von
Weber, dass dieser sich gegen Eurolöh-
ne oder Lohnsenkungen einsetze. Auch

brauche Baselland ein intelligentes In-
vestitionsprogramm, um auf eine Re-
zession reagieren zu können. Münger
fordert, dass das einheimische Gewer-
be bei Submissionsvergaben bevorzugt
wird oder dass Baugesuche schneller
behandelt werden.

Dass Weber den Forderungen nach-
kommt, ist unwahrscheinlich: «Es wäre
äusserst gefährlich, die SNB via Politik
zu beeinflussen. Ihr Entscheid ist zu ak-
zeptieren», sagt er auf Anfrage. Er zeigt
sich zuversichtlich, dass die Schweiz
mit den neuen Bedingungen zurecht-
kommen wird. Weber sieht aber durch-
aus noch Potenzial, für die Unterneh-
men Prozesse zu vereinfachen. Konkret
nennt er etwa die Einführung des elek-
tronischen Baubewilligungsverfahrens.

Gewerkschaften fordern Mindestkurs zurück
Starker Franken Nationalrätin Susanne Leutenegger kritisiert Wirtschaftsdirektor Thomas Weber und portiert Daniel Münger

VON MICHAEL NITTNAUS

Herr Balsiger, betrachten wir die kan-
tonalen Wahlen von einer übergeord-
neten Perspektive: Dienen diese als
Stimmungstest für die nationalen
Wahlen im Herbst?
Mark Balsiger: Ja. Die Baselbieter Wah-
len sind mehr als bloss die ersten Wahlen
im eidgenössischen Wahljahr 2015. Die
politische Landkarte des Baselbiets prä-
sentiert sich auffallend ähnlich wie jene
der Schweiz: Hier lässt sich etwa der Auf-
stieg der SVP von der bäuerlich-gewerbli-
chen 10-Prozent-Partei hin zur grossen na-
tionalkonservativen Volkspartei schön
nachzeichnen. Der damit einhergehende
Bedeutungsverlust der FDP von der domi-
nierenden staatstragenden Partei hin zu
einer gewöhnlichen Kraft mit 15-Prozent-
Wähleranteil zeigt sich im Baselbiet in na-
hezu identischer Ausprägung wie auf na-
tionaler Ebene. Eine Baselbieter Speziali-
tät ist die Wählerstärke der Grünen: Mit 13
Prozent bei den letzten kantonalen Wah-
len sind sie fast doppelt so stark wie die
nationale Mutterpartei. Dennoch: Neben
dem Aargau ist Baselland am nächsten ein
Abbild der politischen Schweiz.

Ist Baselland auch bei Abstimmungen
über Sachvorlagen ein Trendkanton?
Der seit Jahrzehnten immer wieder zitier-
te Aargau ist konservativer geworden. Ba-
selland ist zusammen mit Bern seit weni-
gen Jahren der Trendkanton schlechthin,
wie etwa bei der Abstimmung vor Jahres-
frist über die Masseneinwanderungs-Initi-
ative. Wie in der Schweiz resultierte hier
ein ganz knappes Ja, wie im gesamten
Land konnte auch im Baselbiet ein Stadt-
Land-Graben festgestellt werden.

Auf welches Ergebnis der Baselbieter
Wahlen sind Sie am meisten gespannt?
Mich interessiert vor allem, wie die bei-
den jungen Parteien GLP und BDP ab-
schneiden. Sie müssen sich im Baselbiet
bei kantonalen Wahlen erstmals bestäti-
gen. Mein persönlicher Eindruck ist, dass
die Grünliberalen besser aufgestellt sind
als die BDP, die im Baselbiet in der ablau-
fenden Legislatur mit personellen Quere-
len für Schlagzeilen sorgte. Zudem verfügt
die GLP mit der von ihr lancierten «Ener-
gie statt Mehrwertsteuer»-Initiative über
eine gute Möglichkeit, sich national zu
profilieren. Die GLP wird diese Abstim-
mung am 8. März verlieren, ihr Profil
dürfte die Partei aber schärfen können.

Erwarten Sie bei den Baselbieter Land-
ratswahlen grosse Veränderungen?
Ich kann mir nicht vorstellen, dass es
grosse Verschiebungen geben wird, das
heisst Zu- oder Abnahmen der Parteistär-
ken, die grösser sind als 2,5 Prozentpunk-
te. Die FDP ist bei den Wahlen 2011 ja re-

gelrecht abgestürzt. Diese Talfahrt scheint
zu Ende.

Welches ist aus Ihrer Sicht die grosse
Unbekannte vor den Wahlen?
Die Franken-Stärke ist derzeit das Mega-
Thema, ähnlich wie es vor vier Jahren der
Atomunfall in Fukushima war. Die Frage
ist, inwiefern sich der SNB-Entscheid – der
just dann fiel, als im Baselbiet die Wahlun-
terlagen in die Haushalte flatterten –, auf
die Wahlen auswirkt. Schlägt das Thema
durch, könnte es am ehesten der FDP als
traditioneller Wirtschaftspartei und der SP
als Bewahrerin des Werkplatzes nützen.

Gemäss einer Umfrage der bz könnte
die Wahlbeteiligung am Sonntag ähn-
lich tief sein wie 2011 (34 %). Wie er-
klären Sie sich das geringe Interesse?
Im Baselbiet geht eine verworrene Legisla-
tur mit einigen mittelgrossen Skandalen
und Wechseln in der Regierung zu Ende.
Die Baselbieter Politik hat sich stark mit
tatsächlichen und vermeintlichen Verfeh-
lungen beschäftigt; dies hat wichtige Sach-
geschäfte in den Hintergrund gedrängt.
Diese Beschäftigung mit den Skandalen
führt in der Regel nicht zu einer Mobilisie-

rung der Wähler im Sinne einer «Jetzt erst
recht»-Haltung. Im Gegenteil: Die Skanda-
le wirken sich eher demobilisierend aus
und vergrössern die Distanz der Bevölke-
rung zur Politik. Interessant ist ja, dass

sich die postulierte Unzufriedenheit nicht
manifestiert, indem im Baselbiet etwa ei-
ne neue politische Protestgruppierung auf
den Plan getreten ist.

Im Baselbiet lag 2011 die Beteiligung bei
den nationalen Wahlen höher als bei
den kantonalen. Mangelt es an Identifi-
kation der Baselbieter mit dem Kanton?
In anderen Kantonen stellen wir eine ähn-
liche Kluft fest. Bei eidgenössischen Wah-
len ist die Mobilisierung oft stärker und
leichter zu erreichen als bei kantonalen,
was viel mit der Funktionsweise der Medi-
en zu tun hat. Ich würde das aber nicht
dramatisieren. Das Gejammer über die

tiefe Wahlbeteiligung teile ich überhaupt
nicht. In der im Herbst ablaufenden Legis-
latur sind die Schweizer Stimmbürger 15
Mal an die Urne gerufen worden. Diese
Abstimmungen erreichen insgesamt rund
80 Prozent der Stimmberechtigten. Im
Umfeld der europäischen Demokratien, in
denen die Bürger alle vier oder fünf Jahre
Regierung und Parlament wählen können,
ist das ein sehr guter Wert.

Im vergangenen Herbst hat das Basel-
biet mit dem Nein zur Kantonsfusion
einen der bedeutendsten Entscheide
der letzten Jahrzehnte gefällt. Hat die
Fusionsdebatte das Interesse der Bür-
ger an der Politik schärfen können?
Eher nicht. Die Fusionsdebatte hat alte
Gräben aufgerissen und unterschwellig
vorhandene Ressentiments wieder ver-
stärkt. Unter dem Strich war das keine
fruchtbare Auseinandersetzung. Die Ge-
gensätze zwischen Stadt und Land sind
noch stärker gemacht worden, als sie es
effektiv sind. Das hat Spuren hinterlassen.
Die Fusionsabstimmung war ein Kampf
um Schlagworte und Symbole. Das er-
leichtert möglichen Interessierten den Zu-
gang zur Politik nicht.

«Baselland ist Trendkanton schlechthin»
VON HANS-MARTIN JERMANN

Wahlen Ein Polit-Experte erklärt, weshalb die Baselbieter Wahlen am Sonntag die ganze Schweiz interessieren sollten

«Die Fusionsabstimmung war
ein Kampf um Schlagworte
und Symbole. Das erleichtert
Interessierten den Zugang
zur Politik nicht.»

Für den Polit-Experten Mark Balsiger ist Baselland politisch eine Schweiz im Kleinen. Der Ausgang der Wahlen am Sonntag ist deshalb national bedeutend. BZ-ARCHIV

Mark Balsiger (48) ist Ge-
schäftsführer und Inhaber der
Beratungsagentur Border
Crossing. Der national be-
kannte Polit-Berater hat meh-
rere Bücher zum Thema
Wahlkampf verfasst. Zudem
ist er Politik-Dozent am Medi-
enausbildungszentrum (MAZ)
in Luzern.
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MARK BALSIGER

«Ich kann mir nicht vorstellen,
dass es bei den Baselbieter
Wahlen grosse Verschiebun-
gen geben wird.»


